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22-0305 
Stellenausschreibung 

 

Der Landkreis Kitzingen sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt für die Wohngeldstelle im Sachgebiet 
52 – Soziales und Senioren  
 
- einen Beamten (m/w/d) der Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen der 2. Qualifikationsebene   

oder 

- einen Verwaltungsfachangestellten (m/w/d), Fachrichtung Allgemeine Innere Verwaltung des 

 Freistaates Bayern und der Kommunalverwaltung 
 

Es handelt sich um eine unbefristete Vollzeitstelle. Die Stelle ist teilzeitfähig und kann mit sich jeweils 
ergänzenden Teilzeitkräften besetzt werden, soweit der reibungslose Ablauf der Sachbearbeitung 
nicht beeinträchtigt wird. Alternative Arbeitszeitmodelle (z.B. zwei Arbeitskräfte an jeweils 2,5 
Arbeitstagen o.ä.) sind denkbar.  
 

Weitere wichtige Informationen finden Sie auf unserer Homepage 
www.kitzingen.de/stellenausschreibungen. 
 
Wir freuen uns auf Ihre aussagekräftige Bewerbung über unser Online-Bewerberportal  
https://www.mein-check-in.de/kitzingen bis spätestens 12.07.2026 
 

http://www.kitzingen.de/stellenausschreibungen
https://www.mein-check-in.de/kitzingen
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31-0831 

 
Übungen der Bundeswehr 
 
 
Im Zeitraum vom 22.06.2026 bis zum 26.06.2026 führt eine Einheit der Bundeswehr eine 
Truppenübung durch. Dabei wird auch der Landkreis Kitzingen im Bereich Volkach, Schwarzach am 
Main, Sommerach, Prichsenstadt, Eichfeld, Lülsfeld sowie Frankenwinheim und Gerolzhofen 
beansprucht. Wegen der niedrigen Anzahl der Teilnehmer ist nicht mit nennenswerten Belastungen 
zu rechnen. 
 
Hinweise: 
 
Wir legen der Bevölkerung, insbesondere Spaziergängern, Joggern und Geocachern nahe, sich von 
den Einrichtungen der übenden Truppe und den Soldaten fernzuhalten! Wir bitten 
Jagdausübungsberechtigte generell um erhöhte Aufmerksamkeit, denn es ist nicht bekannt, wo sich 
die Truppe im Übungsgebiet zeitweise aufhalten wird. Außerdem weisen wir auf die Gefahren hin, 
die von liegen gebliebenen militärischen Sprengmitteln (Fundmunition und dgl.) ausgehen. Wir 
bitten, jeden Fund umgehend der Polizeiinspektion Kitzingen zu melden. Das Sammeln, der Erwerb, 
der Besitz und der Verkauf dieser Gegenstände sind verboten und können mit Geldstrafen oder 
Freiheitsstrafen geahndet werden. 
 
Zur Abwicklung von Manöverschäden erteilen die Gemeinden sowie das Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr Kompetenzzentrum Baumanagement Stuttgart, 
Postfach 10 52 61, 70045 Stuttgart, für die Bundeswehr und die Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben - Schadensregulierungsstelle des Bundes - Regionalbüro Ost, Drosselbergstr. 2, 
99097 Erfurt, für die ausländischen Streitkräfte nähere Auskünfte (Manöverbekanntmachung vom 
04.12.2008). 
 
 
Entschädigungsansprüche sollen umgehend geltend gemacht werden. Im Falle von Manöver-
schäden, die von NATO-Streitkräften allein oder gemeinsam mit der Bundeswehr verursacht worden 
sind, sind sie spätestens innerhalb eines Monats nach Beendigung der den Schaden verursachenden 
Übung schriftlich bei der Gemeinde- bzw. Stadtverwaltung oder innerhalb von drei Monaten nach 
dem Zeitpunkt, in dem der Geschädigte von dem Schaden und der beteiligten Truppe Kenntnis 
erlangt hat, schriftlich bei der o. g. Regulierungsstelle geltend zu machen 
(http://www.behoerdenwegweiser.bayern.de/dokumente/aufgabenbeschreibung/10553265494). 

 
Kitzingen, 19.06.2026 

http://www.behoerdenwegweiser.bayern.de/dokumente/aufgabenbeschreibung/10553265494
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12-9300.5 
 
Abfallentsorgungsgebühren im Landkreis Kitzingen 
 
 Die Abfallentsorgungsgebühren sind gemäß § 6 der Gebührensatzung für die öffentliche 

Abfallentsorgung des Landkreises Kitzingen am 1. Juli 2026 fällig. Sie umfassen den Zeitraum 
Januar bis Dezember 2026 (Vorauszahlung für das Jahr 2026) und Endabrechnung des Vorjahres.  

  
 Die Höhe der zu entrichtenden Gebühren ist dem zuletzt erteilten Gebührenbescheid zu 
entnehmen („Zahlungsbetrag zum 01.07.2026“), den Mitte März 2026 alle 
Grundstückseigentümer erhalten haben. Bitte ggf. auch später verschickte Änderungsbescheide - 
die den vorherigen Bescheid aufheben – bei der Zahlung berücksichtigen. 
 
Falls Sie über die fällige Abfallentsorgungsgebühr kein SEPA-Lastschriftmandat (vormals 
Einzugsermächtigung) erteilt haben, überweisen Sie bitte bis spätestens 1. Juli die Jahresgebühr 
für 2026 auf eines der folgenden Konten des Landkreises Kitzingen: 
 
- Sparkasse Mainfranken Würzburg, IBAN: DE60 7905 0000 0042 0665 06 (BIC:  

BYLADEM1SWU) oder 
- VR-Bank Kitzingen, IBAN: DE10 7919 0000 0001 9338 84 (BIC: GENODEF1KT1).  
 
Verwenden Sie dabei unbedingt das auf Seite 1 des Bescheides (in der Mitte) angegebene 
Kassenzeichen.  
 
Soweit Sie ein SEPA-Lastschriftmandat erteilt haben, findet sich ein entsprechender Hinweis auf 
dem Bescheid. In diesem Fall wird der fällige Betrag zum 1. Juli 2026 automatisch vom 
angegebenen Konto abgebucht. 
 
Fragen zum Gebührenbescheid und fälligen Betrag beantworten die Mitarbeiterinnen der 
Kommunalen Abfallwirtschaft beim Landratsamt Kitzingen gerne unter den Telefonnummern 
09321/928-1202 (Frau Richmond) und 09321/928-1203 (Frau Dörr). 

 
 Um die bei verspäteter Zahlung anfallenden Säumniszuschläge und Mahngebühren zu vermeiden, 

empfehlen wir Ihnen, ein SEPA-Lastschriftmandat zu erteilen. Dies ist der für Sie bequemste 
Zahlungsweg und gleichzeitig unterstützen Sie ein effizientes Verwaltungshandeln. Die Teilnahme 
am SEPA-Lastschriftverfahren ist für Sie völlig risikolos und kann jederzeit widerrufen werden. 

 
 Sollten sich die Eigentumsverhältnisse an dem veranlagten Grundstück geändert haben, bitten wir, 

dies unverzüglich dem Landratsamt Kitzingen, Sachgebiet 12, Kaiserstr. 4, 97318 Kitzingen, 
schriftlich mitzuteilen. 

 
 Außerdem bitten wir für die korrekte Gebührenveranlagung wichtige Änderungen mitzuteilen. 

Solche Änderungen betreffen neben dem Eigentumswechsel beispielsweise Adressen, Namen, 
Bankverbindungen. Die Anzahl der Personen, die ihren Hauptwohnsitz auf dem Grundstück haben, 
spielt eine wichtige Rolle bei der Anzahl bzw. Größe der benötigten grauen Restabfalltonnen. Bitte 
fragen Sie hier im Zweifelsfall bei uns nach, ob Sie wegen Änderungen der Personenzahl eventuell 
das Behältervolumen anpassen müssen.  
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 Weitere Informationen über die Abfallentsorgungsgebühren und die Abfallwirtschaft des 
Landkreises Kitzingen finden Sie online auf www.abfallwelt.de. Unter anderem können Sie auf den 
Gebührenspiegel und die Landkreis-Magazine zugreifen. Daneben können Sie zusätzlich die 
kostenlose abfallwelt-App nutzen.  

 
Kitzingen, 17.06.2026 
 
 
21-014 
 

Satzung 
zur Regelung der Entschädigung ehrenamtlich tätiger Kreisbürger 

 
Der Landkreis Kitzingen erlässt aufgrund der Art. 14 a und 17 der 
Landkreisordnung folgende Satzung zur Regelung der Entschädigung 
ehrenamtlich tätiger Kreisbürgerinnen und Kreisbürger: 
 

§1 
 
Die Kreisrätinnen und Kreisräte erhalten für ihren Sachaufwand eine 
monatliche pauschale Entschädigung von 80,00 €. 

§2 
 

(1) Anlässlich einer Sitzung des Kreistages oder seiner Ausschüsse erhalten 
die Kreisrätinnen und Kreisräte zusätzlich für jeden Sitzungstag eine 
Sitzungsentschädigung, wenn sie zu der Sitzung geladen waren, an ihr 
teilgenommen haben und dies durch Eintrag in die Anwesenheitsliste 
nachgewiesen ist. Die Sitzungsentschädigung umfasst 
für alle Kreisrätinnen und Kreisräte einen Betrag von 90,00 €. 
(2) Lohn- und Gehaltsempfänger erhalten außerdem Ersatz für den durch die 
Teilnahme an der Kreistags- bzw. Ausschusssitzung erlittenen 
Verdienstausfall in voller Höhe. 
(3) Kreisrätinnen und Kreisräte, die studieren oder selbständig tätig sind, 
erhalten eine pauschale Entschädigung von 15,00 € je vollendete 
Sitzungsstunde, jedoch nur für die Zeit zwischen 7.00 Uhr und 12.00 Uhr 
sowie zwischen 13.00 Uhr und 18.00 Uhr und höchstens 90,00 € täglich. 
Diese Entschädigung erhalten auch Personen, die keine Ersatzansprüche 
nach Abs. 2 oder Abs. 3 Satz 1 haben, denen aber im beruflichen oder 
häuslichen Bereich durch die Teilnahme an Sitzungen ein Nachteil 
entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder 
das Heranziehen von Hilfskräften ausgeglichen werden kann. 
(4) Kreisrätinnen und Kreisräte erhalten die nachgewiesenen Kosten für eine 
notwendige Betreuung von in Ihrem Haushalt lebenden 
a) Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
b) Kindern mit Behinderung, die auf Hilfe angewiesen sind, 
c) Angehörigen im Sinne des Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit festgestelltem 
Pflegegrad nach § 15 Abs. 1 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. 
Die Kosten können bis zu einem Höchstbetrag von 50 € pro 
Sitzungsstunde ersetzt werden; für Kreisräte, denen eine Entschädigung 

http://www.abfallwelt.de/
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nach Absatz 3 Satz 2 zusteht, gilt Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 1 nur, soweit 
die erstattungsfähigen Betreuungskosten diese Entschädigung 
übersteigen. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für die Teilnahme an Sitzungen 
von Arbeitskommissionen, wenn die Kreisrätinnen und Kreisräte zu der 
Sitzung geladen waren, an ihr teilgenommen haben und dies durch 
Eintrag in die Anwesenheitsliste nachgewiesen ist. 
(6) Die Fraktionsvorsitzenden und Sprecherder Ausschussgemeinsch aften im 
Kreistag erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung von 50,00 € 
zuzüglich 10,00 € pro Fraktionsmitglied. 

§3 
 

(1) Die Bestimmungen des § 2 gelten entsprechend 
 

a) anlässlich von höchstens zehn Fraktionssitzungen sowie zehn 
Sitzungen der übrigen Gruppierungen jährlich; für Einzelmitglied er gilt 
dies entsprechend der Anzahl an Kreistagssitzungen im Jahr. 
 
b) anlässlich von durch die Landrätin einberufenen Besprechungen der 
Fraktionsvorsitzenden sowie der Sprecher der übrigen Gruppierungen. 
 

(2) Die Bestimmungen des § 2 gelten entsprechend 
 

a) für Kreisrätinnen und Kreisräte anlässlich der Wahrnehmung besonders 
übertragener auswärtiger Dienstgeschäfte; in diesem Fall tritt an die 
Stelle des Sitzungsgeldes von 90,00 € Tage- und Übernachtungsgel d 
entsprechend den Bestimmungen des jeweils gültigen Bayerischen 
Reisekostengesetzes, mindestens jedoch in Höhe von 90,00 €; 
 
b) für sonstige für den Landkreis ehrenamtlich tätige Kreisbürgerinnen und 
Kreisbürger, soweit sie keine Entschädigung nach den Bestimmungen 
der §§ 4 oder 5 erhalten. 

 
(3) Weitere ehrenamtlich tätige Kreisbürgerinnen und Kreisbürger erhalten 
monatlich als Aufwandsentschädigung: 

Stand: 01.05.2026 
Kreisarchivpfleger  359,42 € 
Kreisheimatpfleger (nördlicher bzw. südlicher Landkreis)  327,30 € 
Kreisheimatpfleger (musischer Bereich)  360,14 € 
Leiferdes Medienzentrums  427,63 € 
Stellvertretender Leiter des Medienzentrums  305,46 € 
Jagdberater  133,04 € 
 
(4) Die Aufwandsentschädigungen zu § 3 Abs 3 erhöhen sich jeweils um 
denselben Prozentsatz wie die tariflichen Bezüge im öffentlichen Dienst. 
Fahrtkosten werden entsprechend den Bestimmungen des jeweils gültigen 
Bayerischen Reisekostengesetzes gewährt. 
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(5) Die ehrenamtlich tätigen Mitglieder des Jagdbeirats erhalten auf Antrag für 
jeden Sitzungstag, wenn sie zu der Sitzung geladen waren, an ihr 
teilgenommen haben und dies durch Eintrag in die Anwesenheitsliste 
nachgewiesen ist, eine Entschädigung von 26,00 €. 

 
§4 

 
Die Referentinnen und Referenten des Kreistages erhalten für ihren 
zusätzlichen Sachaufwand eine zusätzliche Entschädigung von monatlich 
50,00 €; bei Dienstreisen innerhalb und außerhalb des Landkreises gelten die 
Bestimmungen des jeweils gültigen Bayerischen Reisekostengesetze s. 
 

§5 
 

(1) Die gewählte Stellvertretung der Landrätin erhält bei Teilnahme an 
Sitzungen des Kreistages und der Ausschüsse, denen sie angehört, eine 
Entschädigung nach § 2, wie ein sonstiges Kreistagsmitglied. Sie entfällt, 
wenn sie in Stellvertretung der Landrätin nach der Geschäftsordnung den 
Vorsitz übernimmt. Im Übrigen beschließt der Kreistag im Einvernehmen 
mit der Betroffenen bzw. dem Betroffenen über die besondere 
Entschädigung, die der Stellvertretung der Landrätin neben der ihr als 
Kreisrätin oder Kreisrat gewährten Entschädigung zusteht. Sie ist nach 
dem Umfang der Inanspruchnahme zu bemessen. 
 
Für Fahrten mit dem privateigenen Personenkraftwagen im Rahmen der 
übertragenen Vertretung der Landrätin wird eine Reisekostenvergü tung 
nach Art. 6 Abs. 1 und 2 des Bayerischen Reisekostengesetzes gewährt. 

 
(2) Die weiteren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter der Landrätin erhalten 

für die Teilnahme an Sitzungen des Kreistages und der Ausschüsse, 
denen sie angehören, eine Entschädigung nach § 2 wie ein sonstiges 
Kreistagsmitglied. Sie entfällt, wenn sie oder er in Stellvertretung der 
Landrätin nach der Geschäftsordnung den Vorsitz übernimmt. Sie erhalten 
ferner eine Monatspauschale in Höhe von 
der gewählten Stellvertretung der Landrätin (Abs. 1). Im Falle der ganz 
tägigen Vertretung der Landrätin erhält die weitere Stellvertreterin oder der 
weitere Stellvertreter zusätzlich eine Tagespauschale von 60,00 €. 
50 V. H. der Entschädigung 
 
Für Fahrten mit dem privateigenen Personenkraftwagen im Rahmen der 
übertragenen Vertretung der Landrätin wird eine Reisekostenvergü tung 
nach Art. 6 Abs. 1 und 2 des Bayerischen Reisekostengesetzes gewährt. 
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§6 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.05.2026 in Kraft. Zum gleichen 
Zeitpunkt tritt die bisher geltende Satzung zur Regelung der Entschädigung 
ehrenamtlich tätiger Kreisbürger vom 11.05.2020 außer Kraft. 

 
Kitzingen,11.05.2026 
 
Tamara Bischof 
Landrätin 
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Teil II 
 

Bekanntmachungen anderer Behörden 

321-9410.4-SchV10 
 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan des Schulverbandes Sommerach für das Haushaltsjahr 2026 
 
Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes Sommerach hat in ihrer Sitzung vom 30.04.2026 
folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 beschlossen: 
 

I. 
 

Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Sommerach (Lkr. Kitzingen) 

für das Haushaltsjahr 2026 
 
 

Aufgrund der Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG und Art. 22 Abs. 2 KommZG sowie Art. 63 ff. der Gemeindeordnung 
(GO)  i.V.m. Art. 2 Abs. 1 KommZG erlässt der Schulverband Sommerach folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 
 

285.250 € 
 

im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 
 

                                                                                     40.600 € ab. 
 

§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Verwaltungsumlage 
 

a) Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagensoll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt wird auf 230.900 € festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die 
Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 
 

 

b) Für die Berechnung der Schulverbandsumlagen wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand 
vom 1. Oktober 2025 auf 110 Verbandsschüler festgesetzt. 
 

c) Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 2.099 € festgesetzt. 
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§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 47.500 € festgesetzt. 

 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 in Kraft. 

 
Sommerach, 02.06.2026 
 
 
Drescher 
Schulverbandsvorsitzende 

 
 

II. 
Das Landratsamt Kitzingen hat mit Schreiben vom 21.05.2026 Az. 321-9410.4-SchV10, die 
Haushaltssatzung rechtsaufsichtlich gewürdigt. Sie enthält keine genehmigungspflichtigen 
Bestandteile. 

 
III. 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegt vom Tag der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Landkreis Kitzingen bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer 
Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Volkach, Marktplatz 1, 97332 
Volkach, innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur öffentlichen Einsichtnahme aus. 

 
Kitzingen, 22.06.2026 
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321-9410.4-SchV11 
 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan des Schulverbandes Volkach für das Haushaltsjahr 2026 
 
Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes Volkach hat in ihrer Sitzung vom 30.04.2026 
folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 beschlossen: 
 

I. 
 

Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Volkach (Lkr. Kitzingen) 

für das Haushaltsjahr 2026 
 

Aufgrund der Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG und Art. 22 Abs. 2 KommZG sowie Art. 63 ff. der Gemeindeordnung 
(GO) i.V.m. Art. 2 Abs. 1 KommZG erlässt der Schulverband Volkach folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit  1.657.750 € 
 

im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit     617.700 € ab. 
 

§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht festgesetzt. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 

(1) Verwaltungsumlage Mittelschule (Schulverbandsmitglieder) 

1.  Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagensoll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2026 auf 288.300 € festgesetzt und nach der Zahl der 
Verbandsschüler (Mittelschüler) auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 

2.  Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 
01.10.2025 auf 123 Mittelschüler festgesetzt. 

3.  Die Schulverbandsumlage wird je Verbandsschüler auf 2.344 € festgesetzt. 
 

(2) Investitionsumlage Mittelschule (Schulverbandsmitglieder) 
Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

 

§ 5 
 

(1) Verwaltungsumlage Grundschule (Schulverbandsmitglieder) 

1.  Das Umlagesoll zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt, gemäß § 5 des öffentlich-
rechtlichen Schulvertrags, wird für das Haushaltsjahr 2026 auf 639.900 € festgesetzt und nach der Zahl 
der Grundschüler umgelegt. 

2.  Für die Berechnung der Umlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 1.10.2025 auf 
273 Grundschüler festgesetzt. 

3.  Die Umlage wird je Grundschüler auf 2.344 € festgesetzt. 
 

(2) Investitionsumlage Grundschule (Schulverbandsmitglieder) 
Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

 

§ 6 
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(1) Verwaltungsumlage Mittelschule (Schulverbundsmitglieder) 

1.  Das Umlagesoll zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt, gemäß § 6 des öffentlich-
rechtlichen Kooperationsvertrags, wird für das Haushaltsjahr 2026 auf 276.600 € festgesetzt und nach 
der Zahl der Mittelschüler umgelegt. 

2.  Für die Berechnung der Umlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 1.10.2025 auf 
118 Mittelschüler festgesetzt. 

3.  Die Umlage wird je Mittelschüler auf 2.344 € festgesetzt. 
 

(2) Investitionsumlage Mittelschule (Schulverbundsmitglieder) 
Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

 

§ 7 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 276.000 € festgesetzt. 
 

§ 8 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 in Kraft. 
 

Volkach, 02.06.2026 
 
 
 
Bäuerlein 
Schulverbandsvorsitzender 

 
 
 

II. 
Das Landratsamt Kitzingen hat mit Schreiben vom 20.05.2026 Az. 321-9410.4-SchV11, die 
Haushaltssatzung rechtsaufsichtlich gewürdigt. Sie enthält keine genehmigungspflichtigen 
Bestandteile. 
 

III. 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegt vom Tag der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Landkreis Kitzingen bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer 
Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Volkach, Marktplatz 1, 97332 
Volkach, innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur öffentlichen Einsichtnahme aus. 
 
Kitzingen, 22.06.2026 
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321-028.1/1-SchV10 
 
Schulverband Sommerach 
 
Das Landratsamt gibt gem. Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i. V. m. Art. 21 KommZG 
die neue Verbandssatzung des Schulverbands Sommerach vom 21.05.2026 bekannt. 
Eine Genehmigungspflicht der neu erlassenen Verbandssatzung besteht nicht, da  keine 
genehmigungspflichtigen Regelungen nach Art. 48 Abs. 1 Nr. 1 KommZG geändert werden. 
 
                                                               Verbandssatzung 
 

Satzung zur Regelung von Fragen  
der Verfassung des Schulverbands  

(Verbandssatzung) 
 

Inhaltsübersicht 
 
 § 1 Name und Sitz des Schulverbands 
 § 2 Kassengeschäfte 

§ 3 Ehrenamtliche Tätigkeit; Entschädigung  
§ 4 Rechnungsprüfung   
§ 5 Ausscheiden von Mitgliedern 
§ 6 Inkrafttreten 
 

Der Schulverband Sommerach (nachfolgend stets Schulverband genannt)  
erlässt aufgrund des Art. 9 Abs. Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) 
i.V.m. Art. 1 Abs. 3, Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 sowie Abs. 2, Art. 30 Abs. 2, Art. 47 Abs.6 und Art. 26 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) sowie Art. 20a der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) folgende 
 

Satzung 
zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands 

(Verbandssatzung): 
 

§ 1 Name und Sitz des Schulverbands 
 

(1) Der Schulverband führt folgenden Namen: Schulverband Sommerach 
(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in Sommerach 
 

§ 2 Kassengeschäfte 
 
Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden von der Verwaltungsgemeinschaft Volkach geführt. 
 
 

§ 3 Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit 
 
(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der 
Schulverbandsversammlung (Schulverbandsräte) sind ehrenamtlich tätig, Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG 
i. V. m. Art. 30 Abs. 1 KommZG. Die Tätigkeit der Schulverbandsräte erstreckt sich auf die Mitwirkung 
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bei den Beratungen und Entscheidungen der Schulverbandsversammlung und ihrer Ausschüsse. 
Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach 
näherer Vorschrift der Geschäftsordnung (§ 2 Absatz 3 und 4) übertragen werden. 
 
(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft Amtes 
angehören, das sind die ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden (Art. 9 Abs. 
3 Satz 1 BaySchFG), haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen, Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i.V.m. Art. 
30 Abs. 2 Satz 2 KommZG. 
 
(3) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für Ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld 
von Euro 30 für jede Sitzung. Auswärtige Sitzungsteilnehmer erhalten zusätzlich eine pauschale 
Wegstreckenentschädigung von Euro 3,50 je Sitzung. 
 
(4) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit  
 
ein Sitzungsgeld 
 

für jede Sitzung in Höhe von 30 Euro. 
 

Der Stellvertreter des Schulverbandsvorsitzenden erhält für seine Tätigkeit jeweils im Vertretungsfall 
ein Sitzungsgeld 
 
für jede Sitzung in Höhe von 30 Euro. 
 
(5) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten ferner 
 
a) für auswärtige Tätigkeit Reisekostenvergütung nach den für die Beamten des Freistaats Bayern 

geltenden Rechtsvorschriften; als Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen der 
Schulverbandsversammlung, die an dem üblichen Sitzungsort, insbesondere an dem in § 13 Abs. 2 
der Geschäftsordnung des Schulverbands genannten Ort stattfinden; 

 
b) wenn sie Arbeitnehmer sind, Entschädigung für den nachgewiesenen Verdienstausfall; 
 
c) wenn sie selbstständig Tätige sind, für den entstandenen Verdienstausfall einen Pauschalsatz - für 

jede Stunde Sitzungsdauer, soweit die Sitzungen nicht in der Zeit nach 18.00 Uhr oder an 
Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden, in Höhe von 19 Euro.  

 
d) wenn sie keine Ersatzansprüche nach Buchstaben a, b und c haben, wenn ihnen jedoch im 

beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen 
versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, einen 
Pauschalsatz unter den in Buchstabe c genannten Voraussetzungen in der Höhe von 19 Euro; ob die 
vorstehend genannten Voraussetzungen vorliegen, entscheidet die Schulverbandsversammlung 
unter Ausschluss des Betroffenen. 

 
(6) Die Entschädigungsleistungen nach Abs. 5 werden nur auf Antrag gewährt. 
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§ 4 Rechnungsprüfung 

 
 
(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
(2) Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus 3 Mitgliedern, die die Schulverbandsversammlung 
aus ihrer Mitte bestellt. 
 
 

§ 5 Ausscheiden von Mitgliedern 
 

Scheidet infolge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbandsmitglied aus dem Schulverband aus, 
so findet eine Vermögensauseinandersetzung zwischen dem Schulverband und dem ausscheidenden 
Verbandsmitglied statt. 
 
 

§ 6 Inkrafttreten 
 
(1) Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01.05.2026 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 14.05.2020 (Amtsblatt für den Landkreis Kitzingen S. 186) außer 
Kraft. 
 
Sommerach, 21.05.2026 
 

Elisabeth Drescher 
Schulverbandsvorsitzende 

 
Kitzingen, 23.06.2026 
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321-028.1/1-SchV11 
 
Schulverband Volkach 
 
Das Landratsamt gibt gem. Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i. V. m. Art. 21 KommZG 
die neue Verbandssatzung des Schulverbands Volkach vom 21.05.2026 bekannt. 
Eine Genehmigungspflicht der neu erlassenen Verbandssatzung besteht nicht, da  keine 
genehmigungspflichtigen Regelungen nach Art. 48 Abs. 1 Nr. 1 KommZG geändert werden. 
 
                                                               Verbandssatzung 
 

Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands  
(Verbandssatzung) 

 
Inhaltsübersicht 
 

 § 1 Name und Sitz des Schulverbands 
§ 2 Kassengeschäfte 
§ 3 Ehrenamtliche Tätigkeit; Entschädigung 
§ 4 Rechnungsprüfung   
§ 5 Ausscheiden von Mitgliedern 
§ 6 Inkrafttreten 
 

Der Schulverband Volkach (nachfolgend stets Schulverband genannt)  
 
erlässt aufgrund des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) i.V.m. 
Art. 1 Abs. 3, Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 sowie Abs. 2, Art. 30 Abs. 2, Art. 47 Abs.6 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) sowie Art. 20a der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (GO) folgende 
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Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands 

(Verbandssatzung): 
 

§ 1 Name und Sitz des Schulverbands 
 

(1) Der Schulverband führt folgenden Namen: Schulverband Volkach 
 
(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in Volkach 
 

§ 2 Kassengeschäfte 
 

Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden von der Verwaltungsgemeinschaft Volkach geführt. 
 

§ 3 Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit 
 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen  
Mitglieder der Schulverbandsversammlung (Schulverbandsräte) sind ehrenamtlich tätig, Art. 9 Abs. 1 
Satz 2 BaySchFG i. V. m. Art. 30 Abs. 1 KommZG. Die Tätigkeit der Schulverbandsräte erstreckt sich auf 
die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen der Schulverbandsversammlung und ihrer 
Ausschüsse. Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und 
Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung (§ 2 Absatz 3 und 4) 
übertragen werden. 
 
(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft Amtes 
angehören, das sind die ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden (Art. 9 Abs. 
3 Satz 1 BaySchFG), haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen, Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i.V.m. Art. 
30 Abs. 2 Satz 2 KommZG. 
 
(3) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für Ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld 
von Euro 30 für jede Sitzung. Auswärtige Sitzungsteilnehmer erhalten zusätzlich eine pauschale 
Wegstreckenentschädigung von Euro 3,50 je Sitzung. 
 
(4) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit  
 
ein Sitzungsgeld 
 

für jede Sitzung in Höhe von 38 Euro. 
 

Der Stellvertreter des Schulverbandsvorsitzenden erhält für seine Tätigkeit jeweils im Vertretungsfall 
ein Sitzungsgeld 
 
 für jede Sitzung in Höhe von 38 Euro. 
 
(5) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten ferner 
 
a) für auswärtige Tätigkeit Reisekostenvergütung nach den für die Beamten des Freistaats Bayern 

geltenden Rechtsvorschriften; als Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen der 
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Schulverbandsversammlung, die an dem üblichen Sitzungsort, insbesondere an dem in § 13 Abs. 2 
der Geschäftsordnung des Schulverbands genannten Ort stattfinden; 

b) wenn sie Arbeitnehmer sind, Entschädigung für den nachgewiesenen Verdienstausfall; 
 
c) wenn sie selbstständig Tätige sind, für den entstandenen Verdienstausfall einen Pauschalsatz - für 

jede Stunde Sitzungsdauer, soweit die Sitzungen nicht in der Zeit nach 18.00 Uhr oder an 
Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden, in Höhe von 19 Euro.  

 
d) wenn sie keine Ersatzansprüche nach Buchstaben a, b und c haben, wenn ihnen jedoch im 

beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen 
versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, ein 
Pauschalsatz unter den in Buchstabe c genannten Voraussetzungen in der Höhe von 19 Euro; ob die 
vorstehend genannten Voraussetzungen vorliegen, entscheidet die Schulverbandsversammlung 
unter Ausschluss des Betroffenen. 

 
(6) Die Entschädigungsleistungen nach Abs. 5 werden nur auf Antrag gewährt. 
 

§ 4 Rechnungsprüfung 
 

(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
(2) Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus 3 Mitgliedern, die die Schulverbandsversammlung 
aus ihrer Mitte bestellt. 
 
 
 

§ 5 Ausscheiden von Mitgliedern 
 

Scheidet infolge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbandsmitglied aus dem Schulverband aus, 
so findet eine Vermögensauseinandersetzung zwischen dem Schulverband und dem ausscheidenden 
Verbandsmitglied statt. 

§ 6 Inkrafttreten 
 

(1) Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01.05.2026 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 04.06.2020 (Amtsblatt für den Landkreis Kitzingen S. 180) außer 
Kraft. 
 
Volkach, 21.05.2026 

Heiko Bäuerlein 
Schulverbandsvorsitzender 
 

 
Kitzingen, 23.06.2026 


